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Viele Menschen reagierten be-
stürzt, als am 11. Jul i das Ober-
verwal t ungsgericht  (OVG)
eine aufschiebende Wirkung
zugunsten der Lacomaer Tei-
che ablehnte und damit d ie
Chancen auf eine Rettung die-
ser Landschaft  vor dem
Vattenfal l-Tagebau beendet
schienen. Es wird Zei t, ein we-
nig genauer über d ie Inhalte
des Gericht sbeschlusses zu
schreiben, für d ie juristisch
und fachl ich kom pl iziert e
Lage einige verständl iche Bei-
sp iele zu bringen. Drei Proble-
me prägten das Verfahren: das
sogenannte „öffentl iche Inte-
resse“ am Tagebau, die Frage
der Ersetzbarkei t der Land-
schaft und die fehlende FFH-
Gebietsliste.

Welches In teresse überwiegt
Ende 2006 hatte die Europäi-
sche Kommission (ausdrück-
l ich unverbindl ich) dem Vor-
haben vor al lem wegen dessen
Arbei t sm arkt effekt en zuge-
stimm t. Informiert hatte das
Land Brandenburg die Kom-
m ission zuvor darüber, dass
1.800 Arbei tsplätze direkt oder
indirekt von der Abbaggerung
der Teiche abhängen würden.
Noch nie d iese Zahl  gehört?
Nicht so schl imm, sie stimmt
ja auch gar nicht. Man nehme
eine bel iebige Zahl  Arbei ts-
p lätze, in der bereits Aufträge
an Fremdfirmen eingerechnet
sind und mul tip liziere sie mi t
dem handelsübl ichen Faktor
für indirekt e Arbei t sp lat z-
effekte (bestehend größten-
tei ls aus den Fremdfirmen!).
Was rauskommt ist in jedem
Fal l  so im posant  wie falsch.

Der Lacoma-Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes etwas anders kommentiert

Dieselben Arbei tsplätze werden dabei  zwangsläufig doppel t und
drei fach gezähl t. Die Europäische Kommission muß beeindruckt
gewesen sein von der Wichtigkei t der Abbaggerung. Das Ober-
verwal tungsgericht löste das Problem offensichtl ich manipul ier-
ter Arbei tsplatzzahlen mehr oder weniger elegant, indem es ein-
fach für unerhebl ich erklärte, ob d ie Zahlen stim m en. Dem
Beschluß nach scheint das zwingende öffentl iche Interesse
schon dann klar gegeben zu sein, wenn irgendeine Anzahl Ar-
bei tsp lätze über irgendeinen Zei traum gesichert wird.

Die Sicherung von  Ar ten und Lebensräumen
Nach Ansicht der Kläger ist Lacoma nicht ersetzbar, doch um
das zu beweisen, braucht man vor Gericht Beispiele, die auch
den entsprechenden gesetzl ichen Schutzstatus genießen. Gera-
de bei  Sti l lgewässerlebensräumen ist das Defizi t nicht zu über-
sehen, 70 ha Teiche verschwinden, 20 ha wurden bei  Dissen neu
gebaut. Da aber nicht der gesunde Menschenverstand, sondern
der europarechtlich geschützte „Lebensraumtyp 3150“  einklag-
bar ist, wurde viele Sei ten lang über diese Unterwasserpflanzen
gestritten. Vattenfal l repariert das Defizi t, indem einzelne längst
bestehende Pei tzer Teiche als neugeschaffener Lebensraum an-
gerechnet werden. Dabei  konnte sich selbst die EU-Kommissi-
on nicht die Bemerkung verknei fen, dass die dortigen Maßnah-
men „ fachl ich zweifelhaft“  seien. Für solche Diskussionen be-
dient  sich das Bergbauunt ernehm en sogenannt er „ fach-
gutachterl icher Stel lungnahmen“. Für jedes Problem ein Gut-
achten, egal  ob vielleicht dasselbe drinsteht wie berei ts im Plan-
feststellungsantrag - vier externe Gutachterbüros waren stets der
Meinung ihres Auftraggebers und beeindruckten die Richter mi t
vielen Sei ten Papier, Dip lomti teln und bunten Karten. Und na-
türl ich sieht das OVG das, was d iese Gutachter schreiben als
„nachvol lziehbar ausgeführt“  an. Wem das Geld für ein externes

Gutachten mi t buntem Deck-
blatt fehl t, wer also selbst sei-
nen Sachverstand benutzen
muß, der kann im Rechtsstaat
hal t Pech haben, wei l er die Er-
gebnisse der Gutachten „nicht
substanti iert in Frage stel len
konnte“ . Es stell t sich auch die
Frage, ob Geld für ein Gutach-
ten überhaupt geholfen hätte,
denn viele Büros wol len dafür
nicht riskieren, über Jahre kei-
ne Aufträge bestimmter Unter-
nehmen mehr zu bekommen.

Wenn die Telefondrähte glü-
hen
Brandenburg hatte um Jahre
verspätet seine europäischen
Schutzgebiete nach Brüssel
gem eldet  und m ußt e im
Herbst 2006 erschreckt fest -
stel len, dass sich die europa-
wei te Schutzgebietsl iste nun
genauso viel  Zei t  l ieß. Und
ohne fertige europawei te Lis-
te kennt die gel tende Richtl i -
nie keine Ausnahmeverfahren
zur Zerstörung von Schutzge-
bieten. Dabei  hatte man doch
mi t der Verzögerung von Ge-
biet sm eldungen der Wirt -
schaft ursprünglich einen Ge-
fal len tun wol len. Ein klassi-
sches Eigentor der Lobbyisten.
Aber für solche Fälle haben sie
Presseabt ei lungen, d ie der
Welt erklären, dass das kom -
pl izierte Europarecht Schuld
ist.
Im  Juni  2007 kam  nun auch
das Lacoma-Verfahren damit
in die Schlagzei len, dass eine
Vorlage des Fal les an den Eu-
ropäischen Gerichtshof erwo-
gen wurde. Das OVG machte
sinngemäß klar: wir würden
den Tagebau ja gern durch-
winken, aber der Europäische
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Gerichtshof (EuGH) sagt in einem aktuellen Urtei l viel  zu ein-
deutig, dass das so nicht geht. Wir werden ihn wohl  fragen müs-
sen. Das Gericht gab beiden Parteien eine Galgenfrist dazu Stel-
lung zu nehmen und war drei  Wochen später komplett umge-
schwenkt. Ganz klar sei al les europarechtskonform und allein
entscheiden kann man darüber auch“  (Europäisches Recht darf
al lein vom EuGH ausgelegt werden!) begründet mi t Argumen-
ten, denen das Gericht auch drei  Wochen zuvor schon hätte zu-
stimmen können. Man fragt sich, mi t wem sich die unabhängi-
gen Richter in der Zwischenzei t unterhal ten haben könnten.
Ehrenbergmann Platzeck jedenfal ls hatte wenige Monate zuvor
persönlich mi t der EU-Kommission telefoniert, um trotz der EU-
Rechtssprechung vorzei tig eine zustimmende „Stel lungnahme“
zu bekommen. Ob er diese Gewohnhei t ablegen konnte, als sein
Liebl ingsunternehmen erneut in Not war?
Die Botschaft des gesamten Gerichtsbeschlusses ist also einfach:
ein Energiekonzern hat immer Recht. Nach den Diskussionen
der letzten Wochen, gerade um Vattenfal l, kann man diese Sicht-
weise getrost als Fossi l  aus einer energiepol i tischen Steinzei t
betrachten, deren Tage gezählt sind. Genau deshalb mußte der
Versuch unternommen werden, den Rechtsweg zu beschrei ten,,
denn das Aussterben der Fossi lköpfe hätte auch schnel ler ge-
hen können. Man kann aber trotzdem daraus die Lehre ziehen,
es mögl ichst nicht noch einmal  bis zum Gerichtsverfahren kom-
men zu lassen, sondern vor al lem am pol i tischen Klima zu ar-
bei ten. Wer im Herbst eine Volksini tiative gegen neue Tagebaue
in Brandenburg unterzeichnet, tri tt an genau der richtigen Stel-
le für eine neue Zei t ein. Wer als Stromkunde h il ft, das Geld neu
zu vertei len natürlich ebenfal ls.
(Anm.: Im  September wil l Vattenfal l das Teichgebiet endgültig
zerstören, da ab 16. 9. wieder Bäume gefäll t werden dürfen. Über
Protestaktionen und eventuel le juristische Neuigkeiten muß
kurzfristig informiert werden, das ist in einer Monatszei tschri ft
leider kaum mögl ich.)

Am Abend des 12. Ju li  hatten sich mehrere hundert Menschen
mit Transparenten zusammengefunden, um sich von Minister
Junghanns und Bergamts-Chef Freytag die Kohle-Studie der Lan-
desregierung erklären zu lassen. Den Pol i tikern schlug die ge-
bal l t e Ablehnung neuer Tagebaue durch d ie Bevölkerung
entgegen, d ie sich in tei ls emotionalen, aber ausgesprochen
sachkundigen Wortmeldungen äußerte.
Die Finsterwalder Lokalsei te der Lausi tzer Rundschau sprach
von etwa 900 anwesenden Bürgern. Auch das RBB-Fernsehen
und die BILD-Zei tung berichteten. Bemerkenswert ist, daß d ie
Gesamtausgabe der großen Regionalzei tung die Veranstal tung
überhaupt  nicht erwähnte, während die Finsterwalder Lokalsei te
eine halbe Zei tungsseite lang berichtete. Der Kohlelobby dürfte
jedenfal ls daran gelegen gewesen sein, die Brei te des Widerstan-
des nicht in den Spree-Neiße-Kreis übergreifen zu lassen und
die Betroffenen zu vereinzeln. Dieser Versuch ist aber durch die
Fahrt der „Kl inger Runde“ im Grunde schon geschei tert. Die
Betroffenen aus dem Raum Forst wurden mi t starkem Beifal l von
den Bewohnern des Elbe-Elster-Kreises begrüßt. Mehrere Wort-
meldungen riefen zur Sol idari tät zwischen allen Betroffenen in
der Lausitz auf.
Wei tere Bi lder von der Veranstaltung gibt es auf www.lausi tzer-
braunkohle.de wie auch auf www.m ulkni tz.com

Volksinitiative formiert sich
„Keine neuen B raunkohletagebaue - für
eine zukunftsfähige Energiepolitik“

Auf einer Auftakt- und Informationsveranstaltung am 7. Ju li  in
Cottbus hat ein Bündnis aus Umweltorganisationen, Bürgerini-
tiativen, von Bündnis 90/Die Grünen und einer Landtagsab-
geordneten der LINKEN den Start einer Volksini tiative gegen den
Aufschluss neuer Braunkohletagebaue angekündigt. Ziel der Ver-

anstaltung war, die vom drohenden Braunkohleabbau Betroffe-
nen zu informieren und wei tere Organisationen und Einzel-
personen als Mi tstrei ter des Bündnisses zu gewinnen, das künf-
tig unter dem Namen Volksini tiative „Keine neuen Braunkohle-
tagebaue - für eine zukunftsfähige Energiepoli tik“  auftreten wird.
„Wir wollen das Bündnis nun auf eine möglichst brei te Basis stel-
len“, sagte der stel lvertretende Landesvorsi tzende des Natur-
schutzbundes Deutschland (NABU), Thomas Berg. Er rief inter-
essierte BürgerInnen und am 7. Ju l i nicht vertretene Organisati-
onen auf, sich dem Bündnis anzuschl ießen. Um M i tgl ied des
Kreises von ErstunterzeichnerInnen zu werden, sei  noch bis 15.
September Zeit. Die TeilnehmerInnen stel lten heraus, dass sich
die Ini tiative nicht gegen die Beschäftigten von Vattenfal l  rich-
t et . Konzepte zur Schaffung al t ernat iver Beschäft igungs-
m ögl ichkei t en in der Lausi t z und zur Entwicklung einer
zukunftsfähigen Energieversorgung sol len ein wesentl icher Teil
der Kampagne werden. Die Geschäftstel le des Bündnisses ist im
Haus der Natur (Tel . 0331-2015520) in Potsdam angesiedelt.
Ziel  des Bündnisses ist es, auf dem  Weg der Volksgesetzgebung
die Genehmigung wei terer Braunkohletagebaue nach der Aus-
kohlung der bestehenden Felder durch die Landesregierung zu
verhindern.
Achtung: Wir bi tten al le Mi tgl ieder und Mi tgl iedsgruppen (auch
außerhalb der Lausi tz!), sich ab dem 8.Oktober am Sammeln der
Unterschri ften zu betei ligen. Mi t dem bei l iegenden Unterstütz-
erbogen kann man die Unterschri ftenlisten bestel len, um sie
rechtzei tig zum Beginn der Volksini tiative zu erhalten.

H int ergrundinf orm at ionen biet et  w w w.lausi t zer-brau n-
kohle.de, eine gem einsam e Internetsei te des Volksini tiativ-
Bündnisses ist in Vorberei tung.

Hauptamtl ich in der Region tätig bleiben
Bi tte um Unterstützung für den Facharbei tskreis Braunkohle!
Nachdem früher bereits Regionalgeschäftsstel len in Cottbus und
Finsterwalde bestanden, die später Kürzungen der öffentl ichen
Gelder zum Opfer fielen, wurde in diesem Jahr die GRÜNE LIGA-
Arbei t in der Lausi tz erstmals wieder auf hauptamtl iche Füße

Kohle-Studie in Finsterwalde vorge-
stellt

Alter Wasserturm in  Sallgast
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gestell t. Sei t Mai  2007 arbeitet der Cottbuser Martin Berngruber
an der Problematik neuer drohender Kohletagebaue. Die M ög-
l ichkei t zum regelmäßigen persönlichen Gespräch mi t den Men-
schen vor Ort ist aus der Ferne einfach nicht zu ersetzen und die
ehrenamtl ichen Kräfte waren mi t berei ts begonnenen Projek-
ten stark in Anspruch genommen, als im Frühjahr die Diskussi-
on um neue Braunkohlentagebaue aufkam. So hat die Einrich-
tung der Tei lzeitstel le den enormen Zuwachs an Schlagkraft ge-
bracht, die dringend gebraucht wurde. Die Wiederbelebung  des
Facharbeitskreises Braunkohle steht in diesem Zusammenhang
und sichert die regelmäßige Rückkopplung mi t den Erfahrun-
gen der ehrenamtl ichen Kräfte. Im  wesentl ichen hat bisher die
Umweltgruppe Cottbus die Finanzierung der bis Oktober befris-
teten Stel le erm ögl icht. Die pol i tische Debatte wird jedoch
mindestens bis Jahresende anhal ten, und gerade d ie Phase der
Volksini tiative, auf die sehr erfolgreich hingearbei tet wurde, wäre
ebenfalls hauptamtl ich in der Region zu beglei ten. Aus diesem
Grund streben wir eine Verlängerung der Stelle um mindestens
drei  Monate an.
Um ebenfalls die nötigen Sachmi ttel  zur Verfügung zu haben,
haben wir uns vorgenommen, dafür 5.000 Euro Spenden einzu-
werben. Wir b itten unsere Unterstüt zer, in- und außerhalb
Brandenburgs, dazu einen kleinen Bei trag zu leisten. Die Arbei t
zur Braunkohleproblematik können Sie unterstützen durch eine
Spende unter dem Verwendungszweck „Lausi tzer Kohle“  an die
GRÜNE LIGA Brandenburg, Kto. 2000 55 000, VR Bank Lausitz
e.G., BLZ 18062678                                                            - René Schuster

Gemeinsam mi t dem DGB Bezirk Berlin-Brandenburg, ver.di
Landesbezirk Berl in-Brandenburg, dem Arbeitslosenverband
Deutschland Landesverband Brandenburg e.V., der GRÜNEN
LIGA Brandenburg e.V. und der WASG Brandenburg führt die
Linkspartei Brandenburg eine Volksini tiative für ein Sozial ticket
in Brandenburg durch.

Warum  ein Sozial ticket?
Ein Sozialticket in Brandenburg kann für viele Menschen Mobil ität
sichern und Ausgrenzung verhindern. Der Regelsatz des Arbeitslo-
sengeldes II enthält für den Zugang zu öffentlichen Verkehrsmit-
teln im Nah- und Regionalbereich eine Regel leistung von 11,04 Euro.
Zur Deckung der Mobil itätskosten reicht dieser Betrag bei weitem
nicht aus. Im  Flächenland Brandenburg sind aber öffentliche
Mobil itätsbedingungen zur beruflichen Neuorientierung und zur
Teilnahme am berufl ichen, gesellschaftlichen und kul turellen Le-
ben für viele Menschen lebensnotwendig. Deshalb fordern wir von
der Brandenburger Landesregierung die Einführung eines Sozial-
tickets ab 2008. Durch die Linkspartei.PDS-Fraktion im Landtag
Brandenburg wurden die parlamentarischen Instrum ente im Jahr
2006 ausgeschöpft. Die Fraktionen der SPD und CDU im Landtag
haben die Vorschläge zum Sozialticket abgelehnt.
Nach offiziellen Berechnungen wären für ein Sozialticket in
Brandenburg mindestens 5 M i ll ionen Euro aus dem Landes-
haushalt berei t zu stel len. Dieser Betrag ist aus dem Haushal t
des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung zu finan-
zieren. Die Linkspartei .PDS-Fraktion hat dafür d ie nöt igen
Finanzierungsvorschläge unterbrei tet.
Die Länder Berl in und Brandenburg betreiben einen gemeinsa-
m en Verkehrsverbund (VBB) m i t einem  einhei tl ichen Tari f-
system. In Berl in gibt es das Sozial ticket seit längerem. Wir fin-
den: Gerade beim Sozial ticket soll te es keine Unterschiede ge-
ben. Die Einführung eines Sozialtickets in Brandenburg ist des-
halb überfäl lig.

Angebotsbedingungen:
Das Ticket sol l  für eine Gebietskörperschaft (Landkreis oder

kreisfreie Stadt) gelten. Eine Gültigkei t nach Waben im VBB-Tari f-
system ist nicht vorgesehen. Ticketberechtigt sol len die Men-
schen sein, d ie Arbei tslosengeld II oder Sozialgeld (SGB II) ,
Grundsicherung im Alter oder Sozialhi lfe (SGB XII) beziehen bzw.
deren Bedarfsgemeinschaften sowie Menschen, die Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhal ten. Das Sozial-
ticket gi l t dami t auch für Erwerbstätige, die ergänzend Arbei ts-
losengeld II beziehen.
Der Preis des Sozial tickets sol l 50% der jewei l igen VBB-Umwelt-
karte betragen und als gleitende Monatskarte erhäl tl ich sein. Das
Sozial ticket ist nicht übertragbar. Die Mi tnahme weiterer Perso-
nen auf das Sozial ticket ist nicht mögl ich.
Das Sozialticket sol l in al len Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten zu gleichen Bedingungen angeboten werden. Bestehende
kommunale Angebote werden durch das Sozial ticket nicht be-
rührt und sol len wei terhin gelten.

Preisbeisp iele in  Euro:
VBB-Umwel tkar te Normalpreis Preis Sozial ticket

Brandenburg (Havel) (AB oder BC) 35,00 17,50

Potsdam (AB) 34,00 17,00

Orte mit Stadtlinienverkehr 21,50 bis 28,00 10,75 bis 14,00

1 Landkreis 76,00 38,00

Wie kann die Volksin i tiative unterstützt werden?
Unterschreiben Sie!
Für den Erfolg der Volksini tiative werden mindestens 20.000 Un-
terschriften von Brandenburger Bürgerinnen und Bürgern be-
nötigt.
Bi tte folgende Hinweise beachten : Unleserliche oder unvollstän-
dige Eintragungen sind ungültig. Dieses gi l t ferner für Eintra-
gungen, die einen Vorbehal t enthalten oder nicht rechtzei tig er-
folgt sind. Al le Eintragungen sind persönl ich vorzunehmen. Die
Unterzeichner der Volksini tiative müssen das achtzehnte Le-
bensjahr vol lendet haben und ihren ständigen Wohnsi tz in
Brandenburg haben. Auch Bürger der Europäischen Union (EU)
und Staatsangehörige eines Staates, der nicht Mi tglied der EU
ist, können sich an Volksini tiativen betei l igen, wenn sie im Be-
si tz einer Aufenthaltserlaubnis bzw. Aufenthaltsgenehmigung
sind und die vorstehend genannten Voraussetzungen erfü llen.

DieLinke.PDS-Fraktion im Landtag Brandenburg
Ani ta Tack, verkehrspol i tische Sprecherin und Präsidentin der
Landesverkehrswacht
anita.tack@lt-dielinke-fraktion.brandenburg.de ,
 Tel.: 0331-966-1510 oder Eva Krüger, Referentin für Verkehrspoli tik
eva.krueger@lt-d ielinke-fraktion.brandenburg.de ,
 Tel.: 0331-966-1515   -  Maria Strauß

Landesweite Volksinitiative „Sozial-
ticket für Barandenburg“  läuft noch
bis zum 6. September

Die Würfel sind gefallen, die Unke ist verlost! Einer der Höhe-
punkte auf dem diesjährigen Umweltfestival war die Ziehung des
Gewinners des „Selbstbi ldnisses als Neokubistische Rotbauch-
unke“ von Matth ias Koeppel. Freuen kann sich Rainer Jehle aus
Berlin-Schöneberg, dessen Los von Mati lde (12), der Tochter des
Malers aus dem Kreis der mehr als 80 Tei lnehmerinnen und Tei l-
nehmern gezogen wurde. Wi l lkom men im  Kreis der Unken!
Insgesamt sind 827,- Euro bei  der Aktion zusammengekommen.
Bei  al len die teilgenommen haben, bedanken wir uns herzl ich
für dieses Engagement und erwarten zusammen, dass die Hei-
mat der Unken wei terhin die Teiche von Lacoma sein werden!
Herzl iche Grüße und mi l le grazie!             - Rol f Brüning

Neokubistische Rotbauchunke wurde
verlost
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Hei ligendamm ist Geschichte, welche Lehren müssen gezogen
werden? Was infolge umfangreicher, allerdings oft übertriebener
Medienberichte haften bleibt, sind d ie Bi lder von Jagdszenen
während der Demonstration am 2. Juni  in Rostock zwischen
uni formierten Ordnungshütern, sprich Polizei , und den zumeist
jugendlichen „Gipfelstürmern“, also den Demonstranten. Ich war
selbst am 8. Juni inmitten der „Sitz-Blockierer“  vor Heil igendamm
und habe m ir ein Bild machen können, was wirklich dort geschehen
ist. Zu diesem Zei tpunkt war jedoch auf beiden Sei ten berei ts
wohl tuende Normal i tät zu spüren. Trotzdem waren m eine
Eindrücke zwiespältig: Auf der einen Sei te gereizte Polizeieinhei ten
-  euphorische und siegbewusste Demonstranten auf der anderen
Seite. Immerhin hatten sie es geschafft, die gerichtlich verordnete
Bannmeile um  den „Hochsicherheitszaun“ vor Heil igendamm zu
unterlaufen. Aus den schl immen Gewaltexzessen von Rostock
m üssen natürl ich Lehren gezogen werden.  Erfreul ich, d ie
Organisatoren der bunten Gruppen der Global isierungsgegner
hatten sich rechtzeitig eindeutig zur Gewaltlosigkeit bekannt. Damit
waren die Voraussetzungen gegeben, dass die drei kri tischen Tage
des eigentlichen G8-Treffens einigermaßen friedlich verliefen.
M an muss allerdings die grundsätzl iche Frage stel len, ob ein
derartiges „Elefantentreffen“ der Mächtigsten dieser Welt notwendig
und in dieser Dimension gerechtfertigt ist? Natürlich haben diese
die Freiheit sich zu treffen, um über bestimm te Dinge zu beraten.
Aber sollte der Rahmen dafür nicht bescheidener ausfallen? Die
Beschlüsse der sogenannten „Großen Acht“  haben nur den
zweifelhaften Wert von Absichtserklärungen, die von niemanden
einklagbar sind. Was die sieben Männer und die eine einsame Frau
in der Runde der G8 in ihrer Abschlusserklärung zum  Klimaschutz
zu verkünden hatten, war für viele enttäuschend, weil zu wenig!
Imm erhin, durch d ie wel twei ten Protestaktionen  wurde der
amerikanische Präsident George W. Bush erstmals dazu gezwungen,
den 4. UN-Klimabericht als wissenschaftliche Grundlage anzu-
erkennen und die Notwendigkei t rechtl ich verbindl icher UN-
Abkommen zu akzeptieren. Aber den geschriebenen Worten
müssen nun recht bald greifbare Taten folgen.
Die Tür zu ernsthaften UN-Klimaverhandlungen scheint sich ein
Stückchen geöffnet zu haben. Es bleibt zu hoffen, dass alle Staaten
dieser Welt sie auch durchschreiten werden. Die Nagelprobe dafür
wird im  Dezember erfolgen, wenn auf der indonesischen Insel Bali
die nächste UN-Klimakonferenz stattfinden wird.
10 Denkanstöße für  den Kl imaschutz
Der globale Kl im awandel  ist  nach Einschät zung von U N-
Generalsekretär Ban Ki  Moon die größte Herausforderung vor
der die Menschheit jemals gestanden hat. Sei tdem der 4. UN-
Kl imabericht mi t seinen drei  Tei len veröffentl icht wurde, sind
die öffentl ich gef ührten Debat ten über d iese Problem atik
geradezu explodiert. Was die meisten Menschen bisher nicht

glauben wol l ten, ist nun zur Gewisshei t geworden: Wir sind im
Kl im awandel  angekomm en! Und wir M enschen haben das
Di lemma selbst verursacht. Innerhalb von 15 bis 20 Jahren muss
sich die Art und Weise, wie wir heute leben, wei tgehend ändern.
Wegen der Kürze der Zei t, die noch zur Verfügung steht, können
wir nicht darauf warten, dass d ie Erfindung neuer techno-
logischer Wunderwaffen uns aus der Kl imakrise führen wird.
Nein, unser eigenes Handeln ist gefragt. Die Wi l l igen müssen
Vorbi ld für diejenigen sein, d ie jetzt noch beisei te stehen. Eine
Kette beginnt stets am ersten Gl ied!
Deshalb hat die Falkenberger Bürger in i tiative 10 Denkanstöße
für  den Kl im aschutz form ulier t:
1. In formieren, Erkennen und Handeln
Wer sich über d ie Hintergründe des globalen Kl imawandels
informiert, wird erkennen und begrei fen. Und er wird dann auch
berei ts sein, zu handeln.
2. Energie einsparen, wo es nur  geht
Energiesparlampen statt herkömml icher Glühbirnen. Energie-
effiziente Elektrogeräte nutzen, keine Stand-by-Funktionen.
Wärmegedämmte Gebäude und Häuser, moderne Heizungs-
anlagen, optim al heizen und lü ften, erneuerbare Energien
nutzen.
3. Verantwor tungsbewusst mi t dem Auto fahren
Kraftstoffsparende Autos fahren, unnötige Fahrten vermeiden.
Wenn mögl ich, bei  Fernreisen die Eisenbahn benutzen,  kurze
Strecken mi t dem Fahrrad oder zu Fuß bewäl tigen. Öffentl iche
Nahverkehrsmi ttel  nutzen.
4. Nicht in  der  Ferne Ur laub machen, sondern in  der  Nähe
Nicht M assent ourism us in der Ferne, sondern naturnaher
Urlaub in der engeren Heimat.
5. Auf das Kaufverhal ten komm t es an
Nicht wei tgereiste Nahrungsmi ttel  und Waren kaufen, sondern
einheimische Produkte!
6. Veget ar ische statt  tier ische Nahrung
Wer viel  Fleisch verzehrt, lebt nicht nur ungesund, er schädigt
auch das Klima. Nahrungsmi ttel  aus biologischem Anbau kaufen
und essen!
7. Nicht Bäume fäl len, sondern Bäume pflanzen
Bäume und Wälder sind die Lungen unserer Erde. Wir brauchen
sie, wenn wir die globale Erwärmung stoppen wol len.
8. Menschen müssen sich engagieren
Wer Kl im aschützer sein wi l l, sol l te in Verbände und Vereine
eint ret en, d ie sich für Nat ur-, Um wel t - und Kl im aschut z
einsetzen.
9. Bei  Wahlen sich r ichtig entscheiden
Nur Personen und Parteien wählen, welche dem Kl imaschutz
Priori tät einräumen.
10. Wer Kl imaschützer  sein  wi l l , muss für  den Fr ieden ein treten
Kriege sind nicht nur menschenverachtend, sie schädigen auch
das Kl ima. Die Forderung „Schwerter zu Pflugscharen“ ist heute
dringlicher denn je!   - Dieter Lehmann

G8 Gipfeltreffen in Heiligendamm – Nachlese

Die weißen Fassaden Heiligendamm s i n der Ferne – nur zu erreichen unter
Lebensgefahr?

Sitzblockade an der Zufahrtsstraße von Börgerende, vor Heiligendamm



- 5 -

Vertreter der Bürgerinitiative (BI) „Brandenburger Wald“  sind
am 10. September zu einem Vorgespräch beim Präsidenten des
Brandenburger Landtags, Gunter Fritsch, eingeladen. Es geht
um die Übergabe der Unterschri ftenl isten, die zu einem späte-
ren Zeitpunkt und öffentl ichkei tswirksam erfolgen sol l.
Die BI hat aus Sorge um den Zustand und die Zukunft des Wal-
des gut  ein Jahr lang Unt erschri ft en gesam m elt , um ein
Anhörungsrecht im Landtag erwirken zu können. 23.000 Namen
stehen auf den Listen, darunter auch viele, die formal  leider
nicht gezählt werden können, weil  ihre Träger keine Branden-
burger sind. Sie kennen aber den Brandenburger Wald, wei l sie
hier Urlaub gemacht haben. Und sie sind wegen des massiven
Holzeinschlages und seinen Hinterlassenschaften ebenso in
Sorge wie die hiesigen Waldfreunde. Leute aus Bayern, aus dem
Odenwald, Hamburg, ja sogar ein indianischstämmiger Ameri-
kaner, der im Schlaubetal  war, unterstützen mi t ihrer Unter-
schri ft die Brandenburger BI. Deren Sprecher, Uwe Ki ttler aus
Steinförde, ist von der deutschlandweiten Resonanz sehr beein-
druckt, beweist sie doch, dass das Thema Wald kein regionales
ist. Dennoch: Für das Anhörungsrecht zählen nur Unterschri f-
ten von Menschen, die in Brandenburg ihren Hauptwohnsi tz
haben. „Da fehlen uns noch 500. Bis Anfang September sol len
sie aber zusammengekommen sein“ , erinnert Uwe Ki ttler die
BI-Mi tgl ieder, die an den verschiedenen Orten Unterschriften
sammeln, an den Rückfluss. Bis zum Termin bei  Gunter Fritsch
müssen die Listen jedenfalls komplett sein. Uwe Ki ttler glaubt,
dass die forstpoli tische Diskussion in Paaren/Gl ien und die Ak-
tivi täten der BI schon allerhand bewirkt haben. Denn im Sep-
tember soll  über die „Reform der Forstreform“ noch mal  in Pots-
dam diskutiert werden. Auch unter Einbeziehung des Landta-
ges. Ursprüngl ich hatte das Kabinett ja beschlossen, den Bereich
Holzwirtschaft der Landesforstverwal tung in eine Anstalt des
öffentlichen Rechts umzuwandeln. „Unsere Forstexperten in der
BI, wie Siegfried Anders, Paul  Hauenschi ld und andere, haben
einen Gegenentwurf zur Reform erarbei tet. Den wol len wir
Gunter Fri tsch vorstellen. Wir sind schl ießl ich nicht nur Mecke-
rer, sondern m achen auch fundierte Vorschläge“, sagt Uwe
Ki ttler. Er hofft, dass das Kabinett und vor allem das Forst-
ministerium ein bisschen kal te Füße bekommen haben und ihre
Pläne zum indest überdenken. Dazu gehört seiner M einung nach
die stärkeren Einbeziehung der Aspekte „Kl imaschutz“  und
„Tourismus“  in die Forstpol itik. Eine Region wie das Fürsten-
berger Seenland setzt  auf den Tourismus und braucht gäste-
freundl iche Wälder.“Bei  der jüngsten Wanderung mi t Oberforst-
meister a.D. Hans-Jürgen Dünnbier ist es uns mal wieder vor
Augen geführt worden: Es gibt viel zu wenige Bänke und andere
Rastp lätze. Besonders schöne Ausbl icke beispielsweise auf Seen
sol l ten auch als solche erkennbar, näml ich freigeschni tten, sein.
Es gäbe unendl ich viel  zu tun, damit die Erholungsfunktion des
Waldes nicht immer mehr gegenüber dem Nutzwert verl ieren“,
meint Uwe Ki ttler. - Anke Dworek/M AZ

BI „Wald“  beim Landtagspräsidenten

Liebe Libel l-Leser, bi tte sendet den bei liegenden Unterschri ften-
bogen für die Volksinitiative „Brandenburger Wald“  ausgefül l t an
Uwe Ki ttler, Steinerne Furt 9b in 16798 Fürstenberg/Havel  zu-
rück. Bis zum 9. September sol lten die letzten Listen dort sein.

- Norbert Wi lke

Es hat viele der deutschen Landsleute dieser Tage wie ein Schock
getroffen: Preise rauf bei Butter und Mi lch, Käse gleich dazu. Mehr
Moneten auch für Fleisch- und Wurstprodukte; Brot, Brötchen und
Kleingebäck werden ebenfalls teurer. Wo führt das hin, wie soll das
enden? Müssen wir alle nun unsere Gürtel enger schnallen? Vorbei
die Tage der Völlerei, d ie Fettsucht des American way of life?
Die Begründungen für die irrwi tzigen Bockpreissprünge bei
Nahrungsmitteln lassen Abgründe erahnen. Man sagt uns, Milch
und Getreide sei  auf den Weltmärkten knapp geworden; die Energie-
preise sind gest iegen. Nach M i lchschwem m e, Butter- und
Getreidebergen nun also Knapphei t. Von heute auf morgen, so
einfach geht das. Ein Narr, der sich Böses dabei denkt!
Fest steht, der Hunger auf d ieser, unserer einzigen Erde ist
al lgegenwärtig. Wei t weg von hier sterben tägl ich zig-tausende
Menschen an Hunger. Elende Tode werden dort gestorben. Kinder,
Frauen, auch Männer. Wir hören davon, aber es ist weit weg von
uns. Wir dagegen – d ie meisten jedenfal ls – leben in Sattheit, manche
sogar in Völlerei . Die Preise für Lebens- und Nahrungsmi ttel in
Deutschland waren bis vor wenigen Tagen so gering, wie noch
niemals zuvor. Doch die Erzeuger, die Bauern und die weiter-
verarbei tenden Betriebe, konnten von dem, was sie mi t auf-
opferungsvol ler harter Arbeit auf den Markt brachten, kaum noch
leben. Nicht umsonst haben viele landwirtschaftl iche Betriebe
ernsthaft mit dem Gedanken gespiel t, d ie Mi lch in die Gosse fließen
zu lassen. Die Al lm acht der Bi l l igd iscounter – egal  welche
klangvol len Namen sie auch tragen mögen – hat das Di lemma
ausgelöst. Übrigens nicht nur bei Nahrungsmitteln!
Es stellen sich grundsätzl iche Fragen, ob das gesel lschaftl iche
System, in dem wir gegenwärtig leben, auf Dauer tragfähig ist.
Was die Preise für Lebensmittel betri fft, so wie es war, konnte es
nicht weitergehen. Nun müssen wir Verbraucher für das, was wir in
unsere M ägen füllen, deutlich mehr Geld bezahlen. Gut, wir werden
das akzeptieren müssen. Aber wohin fließen die neu entstehenden
Geldgewinnströme? Das Wenigste davon wird bei  denjenigen
landen, die mit ihrer Hände Arbeit alles das herstellen, was wir uns
tägl ich einverleiben. Andere werden den Rahm  abschöpfen,
nämlich die an den Quellen der Geldströme Sitzenden. Wer schon
viel hat, wil l immer mehr – ein Grundübel menschlicher Moralität!
Es gibt eine andere Seite dieser fragwürdigen Preisentwicklung. Für
einen größeren Tei l  der  Deutschen wird es leicht sein, die gut
gefüll ten Geldbörsen ein wenig mehr als bisher zu strapazieren.
Aber wie sieht es bei den anderen aus, die jetzt schon bei jedem
Cent abwägen müssen, ob sie ihn hergeben? Diejenigen, die ohne
Arbei t sind. Andere, die von ihrer oft harten Arbeit kaum leben
können. Geringverdiener, Mindestrentner. Die Armen der Armen!
Denn mi tten durch das vermeintlich so reiche Deutschland hat sich
ein tiefer Abgrund geöffnet, der imm er breiter und tiefer wird. Wer
das nicht glauben m ag, der lese den periodisch herausgegebenen
Armutsbericht der Bundesregierung.
Eigentl ich wäre es in unserem imaginären Schlaraffenland ein
Leichtes, die Ströme der Milch und anderer köstlicher Dinge der
Leibeslust in Strömen fließen zu lassen. Wir haben genügend
fruchtbares Land, zum Glück ausreichend Wasser und eine
mildtätige Sonne dazu, um alle Menschen hierzulande zu sättigen.
Aber auf unseren Fluren und Feldern werden Dinge angebaut, die
für eine ganz andere Verwendung gedacht sind. Raps, ja sogar
Weizen und Roggen, werden zu sogenannten Biokraftstoffen
verwandelt. Fürs Autofahren also - eine Lust, die verderblich ist.
Statt weniger zu fahren, Biospri t in d ie Tanks. Das beruhigt
ungemein, aber es ist zu kurz gedacht. Holzplantagen entstehen
zur Wärm egewinnung. Hintergrund all dessen: Der Klimawandel!
Er hat bereits begonnen, und er wird in den nächsten Jahrzehnten
bestimmen, was mit uns Menschen geschieht.
Wir müssen neu nachdenken, andere Weg gehen: Mäßigung und
Verzicht! Und dies möglichst in Friedfertigkeit.

- Dieter Lehmann-Falkenberg

Mäßigung und Verzicht

Ab sofort kann im Büro der GRÜNEN LIGA Brandenburg, im
Haus der Natur in der Lindenstraße 34, Honig aus ökologischen
Anbau erworben werden. Der Honig ist in verschiedenen Trach-
ten, wie Mohn-Kornblume, Ahorn-Löwenzahn, Lindenblüte,
Sommertracht oder Raps, vorrätig. Der Honig ist kal t geschleu-
dert und wurde ohne Anwendung von Chem ie produziert.
Zuckerzufütterung erfolgte nicht. Das Glas (500 g) kostet 3,50
Euro. Wei terhin können Honigkerzen oder Honigfiguren  für 2,50
Euro erworben werden. Der Honig stam m t aus dem  Ober-
havelkreis in Nordbrandenburg.         - Norbert Wi lke

Öko-Honig im Haus der Natur
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Barfußpfad in Dannenwalde bei  Gransee: Gehen und Denken!

Sei t Juni  hat der wald- und seenreiche Norden Brandenburgs mi t
dem Barfußpfad Dannenwalde (Gransee) eine neue Attraktion
für natursuchende und gesundhei tsbewusste Menschen, für
Fami l ienausflüge, Klassenfahrten, etc. Der mi t Informationen
über Umwelt-, Gesundheitsthemen und über touristische An-
gebote der Region ausgestattete Barfußpfad ist in Deutschland
einmalig. Darüber h inaus ist er der erste Barfußpfad mi t einem
Bahnanschluss, der z.B. vom Berl iner Hauptbahnhof in weniger
als einer Stunde und damit in der Regel  schnel ler als mi t dem
Auto erreichbar ist. Der Barfußpfad befindet sich im Landkreis
Oberhavel  und im Tourismusgebiet Ruppiner Land und er ist das
Eingangstor zu den Naturparks Uckerm ärkische Seen und
Stechl in-Ruppiner Land. Die Anreisenden mi t der Bahn werden
gleich auf dem unter Denkmalschutz gestell ten Bahnhofsvor-
platz von einem überdimensionierten Eisenbahner aus Holz und
mit Informationen über die Naturparks begrüßt. Aber auch die
Anreisenden mi t dem Fahrrad und die Skater auf dem Radweg
Berl in-Kopenhagen, d ie Wanderer auf dem Ruppiner-Land-
Rundwanderweg (Europäischer Fernwanderweg E10), die Läu-
fer im Laufpark Stechl in und d ie Auto- und Motorradfahrer auf
der Bundesstraße B96 werden direkt angesprochen und zu ei-
ner Fußgymnastik mi t Hintergrundinformationen ermuntert.
Die angebotenen verschiedene Bodenbeläge für das Barfuß-
gehen sind zusätzl ich thematisch eingebunden und sol len zum
M it- und Wei terdenken anregen. Wer z.B. auf Baumstämm en
balancieren möchte, wird darüber informiert, dass das Gelände
früher ein Holzlagerplatz war. In einer Kurzinformation über die
Bedeutung der Forstwirtschaft in Nordbrandenburg wird auf das
Forstmuseum im nahegelegenden Fürstenberg/Havel  hingewie-
sen. Auf dem Weg „Vom Ton zum Ziegel“  wird darüber informiert,
dass d iese Region einm al   das größte zusam menhängende
Ziegeleigebiet in Europa war und wei teres im  Ziegeleipark
Mi ldenberg zu erfahren ist. In einem Denk-mal  für die fünf Sin-
ne wird vermi ttel t, dass sich unsere Sinne in der Natur schärfen
und sensibi l isieren lassen. Wei tere Themen sind z.B. d ie Fußab-
drücke von Menschen und Tieren, Gehen und Gesundheit, Wan-
dern, Reisen m i t  der Bahn usw. ( I nform at ionen:
www.barfusspfad-dannenwalde.de).
Die Benutzung des Barfußpfades ist kostenlos und jederzei t
mögl ich. Das Gemeinschaftsprojekt der Stadt Gransee, des Am-
tes Gransee und Gemeinden und des USS e.V. Fachverband Fuß-
verkehr Deutschland wurde durch eine Zuwendung des Landes-
am tes für Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Flurneu-
ordnung mi t Mi tteln des europäischen Förderprogramm es LEA-
DER+, durch die tatkräftige Umsetzung im Rahmen verschiede-
ner Quali fizierungsmaßnahmen und durch die Unterstützung
zahlreicher Kooperationspartner ermögl icht.

     - Stefan Lieb/FUSS e.V.- Pressesprecher

Die in diesem Band gesammelten Bei träge beschäftigen sich mi t
sehr verschiedenen Facetten des Verschwindens des Landlebens
in Österreich. In Interviews werden dazu die unterschiedl ichen
Ansichten von einem wissenschaftl ichen Berater der Alpen-
schutzkommission, einer Ethnologin, einem Experten aus der
Tourismusforschung, einem Schri ftsteller, einem Fi lmemacher
und einem Pol i tiker vorgestell t.

Die Interviews werden aufgelockert durch Texte, die wei tere As-
pekte von der Veränderung der Wahrnehmung des ländl ichen
und städtischen Lebens thematisieren. Darin werden Lösungs-
ansätze zur Rettung der al ten ländl ichen Tradi tionen gesucht,
so über neuere Bewegungen wie Slow Food bis h in zu SEKEM -
einer Vision von einem Biodorf in Ägypten.

Fazi t: Das Land muss sich neu identifizieren, um zu überleben,
um die Abwanderung in die Städte zu stoppen. Denn mi t dem
Land sterben Tradi tionen und die Alpen werden verschwinden,
so w ie wir sie kennen und l ieben. Also keine gegensei tigen
Schuldzuweisungen von Stadt und Land m ehr, sondern ein Recht
auf Genuss und eine neue Zukunft für unsere Landwirtschaft,
dafür plädieren die Autoren.
Auch in Deutschland kann man von den Erfahrungen in Öster-
reich profi tieren, da auch h ier ganze Landstriche von der Ent-
völkerung bedroht sind. Dass die Umsetzung nicht so einfach
ist, zeigt der Herausgeber, der an der Erfül lung seiner Träume
schei terte.
Hermann Maier (Hg.): Verschwindet das Land?,
Studien Verlag, 2006, ISBN 3-7065-4168-8

 - Urte Grauwinkel, Ökolöwe, Projekt Ökovermarktung

Barfusspfad in Dannenwalde eröffnet

Verschwindet die Landschaft?

Am 17. Juni war es sowei t, zum ersten Mal  fand eine Protest-
wanderung der FREIen HEIDe im Landkreis Oberhavel  statt.
Eigentl ich müsste man sich fragen, warum erst jetzt? Viele Ein-
wohner aus dem Oberhavelkreis haben die Proteste der BI sei t
ihrer Gründung unterstützt. In den letzten Jahren nahm der Pro-
test aber auch im Oberhavelkreis immer mehr zu, im Nordkreis
wurden Unterschri ften – meist von Urlaubern – gegen das Bom-
bodrom  gesam m elt. M ehr als 500 M enschen nahm en am
Demonstrationszug durch den Ort tei l , der sich nach der obl i -
gatorischen geistigen Besinnung in der Dorfkirche gebi ldet hat-
te. Die erste Station war das zu enthül lende Protestschi ld am
Ortseingang. Dann konnte der Ortsbürgermeister Rainer Bött-
cher das 97. Protestschi ld, welches das erste im Oberhavelkreis
ist, enthül len. Infrastrukturminister Reinhold Dellmann betonte
bei  seiner Rede, dass er glaube, dass d ie vor dem Verwaltungs-
gericht Potsdam anhängigen drei  Musterklagen posi tiv für die
Bombodrom gegener entschieden werden. So kam es dann auch,
am 31. Ju l i entschied das Gericht im Sinne der Gemeinde Lärz
in Mecklenburg, eines Hotel iers und eines Putenfarmbesi tzers,
die beklagt hatten, unmittelbar von dem Fluglärm betroffen zu
sein. Das Gericht entschied aufgrund eines Lärmgutachtens der
Bundeswehr, welches im Vergleich zu früheren Angaben deut-
lich höhere Lärmwerte enthielt und bemängelte die mangelhafte
Kommunikation der Armee mi t den betroffenen Bürgern. Ein
schöner Erfolg für die Bürgerini tiative welche am 25. August in
Gadow berei ts ihren 15. Jahrestag feiern konnte. Bis zu einer end-
gültigen Entscheidung über die Zukunft der Heide gehen die
Protestwanderungen natürlich wei ter. Am 7. Oktober findet im
mecklenburgischen Bol lwick um 14.00 die Drachendemo der BI
Freier Himmel statt. Am 28. Oktober gibt es die 106. Protest-
wanderung in Flecken Zechlin. Beginn ist wie immer um 14.00
in der Dorfkirche.     - Norbert Wi lke

105. Protestwanderung in Neuglobsow



- 7 -

Die Parks und ihre Liebhaber, Preußen und wi r !

Am Sonnabend, 22.September 2007, von 14.00 bis 20.00 Uhr
im Haus der Natur, Lindenstr. 34,

„Öffentl iche Räume in  urbanen Bereichen – Parkanlagen, See-
ufer  und Wälder“

Beginn: 14.00 Uhr, Begrüßung Pete Heuer, Die Linke
Kurzfi lm über Beschwernisse und Barrieren beim Parkeintritt

14.30 Uhr bis 16.00 Uhr Kurzvorträge:
Der Kampf um öffentlichen Räume am Beispiel  Uferfreihal tung
Regine Auster
Rechte der Sti ftung, Rechte der Bürger, Sonderrechte
Falko Drescher/RA
Berliner Erfahrungen und Ansprüche
Wol fgang Brauer, Kulurpol i tischer Sprecher der Linken in Berl in

16.00 Uhr Talkrunde zum Mott o
Ani ta Tack, verkehrspol i tische Sprecherin Fraktion Die Linke
Brandenburg, Wol fgang Brauer, MdA Berl in, Vertreter Sti ftung
,Vertreter Bürgerinitiative „Babelsberger Park“

Moderation Gerl inde Krahnert

18.00 Uhr Stanley Kubricks Barry Lyndon
Aufstieg und Fall  eines Abenteurers im 18. Jahrhundertein ver-
schwenderisches Leinwandepos, gedreht an Originalschau-
plätzen in Europa, von ätzender Satire – auch und gerade an
Preußen. „Reinstes Kino. Seine melanchol ische Schönhei t wird
Sie umhauen.“  Frank Rich, New York Post
                                                                                     - Hans-Otto Träger

Grüner Sommer 2007 in Potsdam

Liebe Freunde der Mi ttleren Havel ,

HURRA, HURRA, HURRA, der Förderverein Mi ttlere Havel e.V.
hat mi t dem Projekt „Kanu-und Radstation rentpoint“  den 6.
Platz im Agenda 21 Wettbewerb für nachhaltige Entwicklung in
Potsdam-Mittelmark 2007 belegt!

Bi tte weiter sagen!

An der Mi ttleren Havel  gibt’s NATUR PUR mi t Kanu und Rad und
das jetzt auch für Gruppen in „Klassenstärke“. Für die Wasser-
sportler stehen wei tere Kanadier zur Verfügung, die wir vom
Kulturverein Wust e.V. in „Pflege“ haben. Für die Radfahrer ha-
ben wir wei terhin 10 Bikes in unserer Station.
Um rechtzei tige Anmeldung müssen wir dringend bi tten, unse-
re Angebote werden gern genutzt. Thomas Schulz ist unter 0160
3273532 für eine Reservierung zu erreichen.

rentpoint
Kanu- und Radverleih
Bergstraße 1
14550 Groß Kreutz (Havel)
OT Götz/Götzerberge
0160 3273532

- Marina Donner
2. Vorsi tzende des Fördervereins

Rentpoint belegt sechsten Platz im
Agenda 21 Wettbewerb

Kommen wir zusammen zum 2. Sozial forum in Deutschland,
in Cottbus vom 18. bis 21. Oktober 2007. Sei t wir uns erstmals zu
einem Sozial forum in Deutschland getroffen haben (Erfurt, Ju li
2005) sind zum einen die pol i tischen, sozialen, ökologischen und
globalen Probleme wei ter gewachsen: Kriege wurden neu begon-
nen und wei ter geführt, Armut, soziale Spal tungen und pol i ti-
sche Repression haben erneut drastisch zugenommen, vor Ort,
in Deutschland, in der Europäischen Union, in Europa und in
der Welt. Die Zerstörung natürl icher Lebensgrundlagen schrei-
tet wei ter voran. Zum anderen haben jene, die gegen diese Tat-
sachen und Tendenzen protestieren und nach Alternativen zur
herrschenden neol iberalen Pol itik suchen, neue Erfahrungen in
ihrem poli tischen All tag und ihren Kämpfen gewonnen: Tei lweise
konnten Privatisierungen öffentl icher Einrichtungen verhindert
werden, waren Bürgerinnenbegehren und -entscheide erfolg-
reich, haben Streiks und Demonstrationen stattgefunden, wur-
de der ursprüngliche Entwurf einer Dienstleistungsrichtl inie im
EU-Binnenmarkt gekippt, sind wei tere WTO-Verhandlungen ge-
schei tert, haben sich zahlreiche Menschen viel fältig in Pol i tik
eingemischt - für Frieden, Demokratie, sinnvol le Arbei t, soziale
Sicherheit daher Sol idarität, für zukunftsfähige Bi ldung, ku l tu-
rel len Reichtum intakte Natur. Für Fortschri tte in gemeinsamem
Handeln für ein anderes Deutschland und ein anderes Europa
in einer anderen Welt sind die verschiedenen Sozial foren wich-
tig geworden - auf lokaler, regionaler, staatl icher, europäischer
und globaler Ebene. Die Arbei tsgrundlage hat sich bewährt: Die
Charta von Porto Alegre, die u. a. Mi tgl ieder von Parteien zur
Tei lnahme einlädt, Parteien jedoch nicht. Wir soll ten also wieder
zusammen kommen, um das Gespräch über das Hier und Heu-
te und über Wege in eine lebenswerte Zukunft zu führen, um
Kommunikations- und Kooperationsbeziehungen zu erneuen
und neu zu knüpfen, um Freude im ku l turel len Zusammensein
zu erleben und um Verabredungen zu weiteren Vorhaben zu tref-
fen. Cottbus ist dazu bestens geeignet: es l iegt an Deutschlands
Peripherie, aber im Herzen Europas: Wir freuen uns auf interna-
tionale Gäste, auch und insbesondere aus Polen, Tschechien und
der Slowakei . Spenden für das 2. Sozial forum sind dringend er-
forderlich:
Friedens- und Zukunftswerkstatt, Frankfurter Sparkasse (BLZ
500 502 01) Nr.: 200081292
Stichwort: „2. Sozial forum 2007“  „Spendenquittung“  fal ls er-
wünscht.
Konto:
Frankfurter Sparkasse 1822 (BLZ 50050201) Nr.: 200081292

Ini tiative Sozialforum
www.sozial forum2007.de
Organisationsbüro Sozial forum
c/o Gewerkschaft ver.di , Bezirk Cottbus
Calauer Straße 70

2. Sozialforum Deutschlands in Cott-
bus im Oktober

M arcus Reinhold al ias Freizei t d ienst  “Reinhold“  hat  der
GRÜ NEN LI GA Brandenburg d ie erst en (30!)  Havelb lü t en
gespendet. Die GRÜNE LIGA hat als erster Umwel tverein die
Regionalwährung „Havelblü te“  als Zahlungsmi ttel  akzeptiert.
Havelblütenspenden sind für uns genauso wichtig wie „normale“
Geldspenden, ermögl ichen Sie uns doch auch Umwel tprojekte
in unserer Regionalwährung zu finanzieren.
Marcus bietet u.a. Stadtführungen in Potsdam, heimatkundl iche
Diavorträge, Nachhi l feunterricht z.T. bis zur Oberstufe, Hi l fe für
Fami l ien und pädagogische Einrichtungen an. Er akzeptiert bei
al len Leistungen eine Bezahlung in Havelblüten bis zu 1 0 0 % .
Kontakt kann unter 0331-7480976 erfolgen.

            - Norbert Wi lke

Erste Havelblüten gespendet
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IDUR-Büro
Ni ddastraße 74, 60329 Frankfurt
Tel.0 69-25 24 77, Fax. 0 69-25 27 48
Emai l: IDU Rev@aol .com,
www.i dur.de

Immissionsschutzrecht
Dorothee Kell er, Tel. 0 61 51-78 35 70
Fax. 0 61 24-1 24 95, tagsüber

Abbau von Bodenschätzen,
Abfallrecht
Dr. Bri tta Kol onko, Tel . 0 61 01-40 35 23,
Fax. 0 61 01-40 35 21,
Emai l: uc.bk@t-onli ne.de

Naturschutzrecht, Gentechnikrecht,
Immissionschutzrecht
Di rk Teßmer, Tel . 0 69-23 20 71,
Fax. 0 69-23 20 90

Wasserrecht, Immissionsschutz,
Umwelt informationsrecht
Dr. Thomas Ormond, Spohrstraße 10
60318 Frankfurt, Tel . 0 69-55 79 15,
Fax. 0 69-59 79 15 88  vorher anrufen
Emai l: ormond@vff.uni-frankfurt.de

Baurecht, Naturschutzrecht,
Bürgerbegehren, Windkraftanlagen
U l rike Wegner,Tel. 0 60 74-81 44 30,
Fax. 0 60 74-81 44 31, tagsüber

Abfallrecht, Baurecht, Nachbarrecht
Betti na Schmi dt, Tel. 0 69-23 20 71,
Fax. 0 69-23 20 90, tagsüber

Verkehrsplanung, Alt lasten und
Bodenschutz, Europarecht
(UIG, UVP, Audit)
Fel ix Ekardt, Tel . 03 41-4 80 17 83,
Fax. 03 41-4 80 17 83, tagsüber/abends

Verkehrsplanungen (insb. Straßen-
bau, Umwelt informationsrecht)
U rsul a Phi li pp-Gerl ach,
Tel.0 60 26-99 45 87
Fax. 0 60 26-99 45 88, Di enstag/
Donnerstag

Eisenbahnplanung, Baurecht,
Naturschutzrecht
Mart i n Sti chel , Hauptstraße 33,
63589 Li nsengeri cht-E i dengesäß
Fax. 0 60 51-97 91 42,  nur schri ftl i ch.

INFORMATIONSDIENST UMWELTRECHT – KONTAKTE

Das Oberverwaltungsgericht  Berlin-Brandenburg hat den Arten-
schutz gestärkt. In einer Entscheidung, in der es um die geplan-
ten Al leebaum fäl lungen auf der Kreisstraße 6005 zwischen
Rüdni tz und Danewitz ging, hat das OVG die Beschwerde des
Landkreises zurückgewiesen und den Naturschutzverbänden
Grüne Liga Brandenburg und BUND Brandenburg Recht gege-
ben.

Worum ging es in diesem Verfahren?
Der Landkreis hatte vorgesehen, die Al leebäume auf dem Tei l-
stück der K 6005 zwischen dem Knot enpunkt m i t der L 29,
Danewitz und Rüdni tz komplett zu fällen und dann eine neue
Al lee mi t jungen Bäumen in größerem Abstand von der Straße
zu errichten. In der vom Landkreis durchgeführten Betei l igung
hatten die anerkannten Naturschutzverbände vorgetragen, dass
in dem Verfahren auch der Artenschutz, insbesondere h insicht-
l ich der Vogelwel t, eine Rol le spielen würde. So wurde darauf hin-
gewiesen, dass einige der Bäume Nistp lätzen von geschützten
Vogelarten seien.

Hieran schloss sich ein Streit über die Zuständigkei t der Behör-
de an. D enn das brandenburgi sche Nat urschut zgeset z
(BbgNatSchG) enthäl t in § 72 Abs. 6 eine Vorschri ft, wonach das
Landesumweltamt al leine über Befreiungen entscheidet, wenn
es auch um artenschutzrechtliche Belange geht. Das Landesum-
wel tamt hatte dies zunächst auch so gesehen, deshalb das Ver-
fahren an sich gezogen und die Befreiung abgelehnt. Auf ent-
sprechenden Widerspruch des Landkreises knickte das Landes-
umwel tamt dann ein und tei l te mi t, dass eine Befreiung nicht
erforderl ich sei . Begründet wurde dies durch das LUA wie folgt:
„ Vor l iegend bedar f es trotz des Vorkommens besonders geschütz-
ter  Vogelar ten in der  Al lee keiner Befreiung nach § 62 BNatSchG,
wei l  die Fäl lung der  Al leebäume außerhalb der  Brutper iode der
festgestel lten Vogelar ten er folgen sol l und es sich um Arten han-
del t, deren Niststätten nicht ganzjähr ig geschützt sind.“

Dies ist der Kern des Strei ts, um den es in einem Gerichtsverfah-
ren sowohl  vor dem VG Frankfurt (Oder) als auch dem Ober-
verwal tungsgericht Berl in-Brandenburg ging.
Von der Gegensei te wurde vorgetragen, dass der Schutz der
Niststätten für geschützte Vogelarten zei tlich begrenzt sei  auf die
Brutperiode. Al lenfal ls könnte man noch darüber nachdenken,
diesen Schutz dann ganzjährig anzunehmen, wenn sichergestellt
sei , dass die gleichen Vögel  im nächsten Jahr wieder zum glei-
chen Nest zurückkehren würden.
Der Landkreis l ieß jedoch vortragen, dass dies nicht der Fal l sei .
Zum einen gebe es eine solche strikte Nesttreue nur ganz sel ten.
Zum zwei ten würden die meisten Vögel  nur zwei  bis drei  Jahre
leben. Und zum dri tten würden die meisten Nester im nächsten
Jahr von anderen Vögeln, teilweise sogar von anderen Vogelarten
genutzt. Eine solche Nachfolgenutzung unterliege jedoch nicht
dem Schutz der Niststätten.
Hiergegen trugen die Naturschutzverbände vor, dass dies fach-
l ich falsch sei , wei l zahlreiche Vogelarten d ie Nester auch im
nächsten Jahr wieder nutzen würden. Dabei  komme es nicht
darauf an, ob es tatsächl ich die gleichen Vögel vom Vorjahr sei-
en, sondern vielmehr darauf, ob die Nester für den Bruterfolg
des nächsten Jahres eine entscheidende Rol le sp iel ten. Dies sei
fachl ich nachzuweisen.
Somi t gel te der Nistp latzschutz nicht nur für die gleichen Vögel
oder die gleiche Vogelart, sondern auch für sog. Nachnutzer, die
auf den Nestbau anderer Vögel  im Vorjahr angewiesen seien, um
erfolgreich zu brühten.
Das Verwal tungsgericht entschied h ierzu in erster Instanz:
„ Entgegen der  Auffassung des Antragsgegners (…) sind d iese
Niststätten nicht nur während der  Brutsaison, sondern ganzjäh-
r ig geschützt. Der Schutz von Niststätten entfäl l t nur dann außer-

halb der  Brutsaison, wenn es sich um Habi tate von Vogelar ten
handel t, die jede Brutsaison neue Nester  bauen (vgl . BVerwG, Ur-
tei l  vom 21.6.2006 – 9 A 28.05 -, jur is); jähr l ich neu besetzte
Nisthabi tate ver l ieren demgegenüber  ihren Schutz außerhalb der
Brutsaison nicht (vgl. VG Potsdam, Beschluss vom 18.2.2002 – 4 L
648/01 - , NU R 2002, 567 f f. mi t  insow ei t  zust immender
Beschwerdeentscheidung des OVG Brandenburg vom 28.5.2002 –
3 B 61/02 -, NUR 2003, 177 ff.). Demgegenüber  handel t es sich hier
um Nisthabi tate von Vogelar ten – Blaumeise, Kohlmeise, Feld-
sper l ing, Star  und Grauschnäpper  -, die ausweisl ich der  in den
Verwal tungsvorgängen enthal tenen fachl ichen Stel lungnahmen
des Landesumwel tamtes vom 20.10.2006, die sich die Kammer zu
eigen macht, eine große Nistplatz- und Revier treue aufweisen.“

Der Landkreis war gegen diese Entscheidung in die Beschwerde
zum OVG Berl in-Brandenburg gegangen. Er bezog sich u. a. auf
ein Papier der Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz („Hin-
weise der LANA zur Anwendung des europäischen Artenschutz-
recht s bei  der Zulassung von Vorhaben und bei Planungen“). Die
LANA vertri tt die Ansicht, dass der Verbotst atbestand aus Art.
12 Abs. 1 l i t. d) FFH -RL (entspricht in etwa § 42 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG) erst dann verwirkl icht ist, wenn die Vögel  in der Nähe
keine Ausweichmögl ichkeiten finden.

Dieser Auffassung ertei lte das OVG Berl in-Brandenburg eine kla-
re Absage. So heißt in der Entscheidung zu den Nist-, Brut-,
Wohn- oder Zufluchtstätten der besonders geschützten Arten,
die in § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG genannt sind:
„ Diese Lebensstätten ver lieren ihren Schutz nicht, wenn sie kurz-
zei tig oder  vorübergehend nicht benutzt werden, wei l  sich die Be-
wohner auf Nahrungssuche oder  im Winterquar tier  befinden, er-
war tungsgemäß aber  die Lebensstätte wieder  aufsuchen (…) Zum
Begr i ff der  Brutstätten in § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG hat das
BVerwG (Ur tei l  vom 21.6.2006 – 9 A 28/05 -, NVwZ 2006, 1168 (…))
entschieden, dass darunter  nicht nur von Vögeln gerade besetzte,
sondern auch regelmäßig benutzte Brutplätze zu verstehen sind,
selbst wenn sie während der  winter l ichen Abwesenhei t von Zug-
vögeln unbenutzt seien. Dem schl ießt sich der  Senat für  den Be-
gr i ff der  Niststätten an, für die nichts anderes gel tend kann.“

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg stärkt den Artenschutz
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Zu den LANA-Hinweisen führt das OVG aus: „ Sowei t dem in die-
sem Schreiben wie auch in den vom Antragsgegner zi tieren Hin-
weisen der  Länderarbei tsgemeinschaft für Naturschutz – LANA –
zur Anwendung des europäischen Ar tenschutzrechts bei  der  Zu-
lassung von Vorhaben und Planungen konstatier ten Handlungs-
bedar f jedoch durch eine restr iktive Auslegung bzw. eine „ ar t-
spezi fische Untersetzung“  (Schreiben des MLUV vom 7.11.2006)
der  Begr i ffe der  Brut-, Nist-, Wohn- und Zufluchtstätten entspro-
chen werden sol l , dür ften Wortlaut und Zweck der  in § 42 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG geregel ten Zugri ffsverbote dem Grenzen setzen.
So vermag der  Senat nicht , der  vom Antragsgegner im An-
schluss an d ie LANAHinweise ver t retenen Auffassung zu fol-
gen, d ie „ Lebensstätt en“  i .S.v. Ar t. § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
umfassten in räuml icher  Hinsicht das lokale Vorkommen ei-
ner  Art und seien erst dann tatbestandsmäßig betroffen, wenn ihre
Funktion für  den lokalen Bestand nicht mehr  aufrecht erhal-
ten w erden könne. Einer  derar t einschränkenden Auslegung
dürfte der  Schutzzw eck der  Zugr i ffsverbote entgegen stehen. So
kann beisp ielsweise auch h insichtl ich des Verbots, wi ld  leben-
de Tiere der  besonders geschützten Ar ten zu töten, nicht ernst-
l ich zwei felhaft sein, dass d ies im Interesse eines effekt iven Ar-
tenschutzes individuenbezogen zu verstehen und nicht erst ver-
wi rkl icht ist, wenn der  Bestand einer  lokalen Population gefähr-
det w i rd (vgl . auch BVerwG, Ur tei l  vom 16. März 2006, a.a.O.,
Rn. 563 zu Ar t. 5 a und b VRL). Let zteres würde im Übr igen zu
Abgrenzungsschwier igkei ten führen. Sowei t der  Antragsgegner
gel tend macht, das Bundesverwal tungsger icht habe in seinem
Urtei l  vom 21. Juni 2006 (a.a.O.) § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNat SchG als
er fül l t angesehen, wenn ein ganzes Brutrevier, in dem sich re-
gelmäßig benutzte Brutp lätze befinden, vol lständig besei t igt
werde, lässt er  unerwähnt, dass das Bundesverwal tungsger icht
d ieser  Subsumtion den Begr i ff „ jedenfal ls“  vorangestel l t  hat ,
nachdem in dem zu ent scheidenden Fal l  wegen der  festgestel l -
ten völ l igen Baufeldbefreiung von der  vol lständigen Besei tigung
des Brutreviers auszugehen war. Dies besagt jedoch nicht, dass
das Bundesverwal tungsger icht d ie singuläre Zerstörung von
Brut- oder  Niststä tten et wa nicht a ls nach § 42 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG verbot en ansehen wol l t e. I m Übr igen unterschei-
det das Bundesverwal t ungsger icht in der  zi tier t en Entschei-
dung gerade zwischen ( ihrer  Wortbedeutung nach räuml ich
ausgedehnteren) Brutrevieren und den dar in befindl ichen ein-
zelnen Brutplätzen, d ie es mi t dem in § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
gebraucht en Begr i ff der  Brut st ätt en gleichsetzt . Dass § 42
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nur d ie dor t ausdrückl ich aufgeführ-
ten Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten und nicht auch
sämtl iche anderen Lebensstätten der  besonders geschützten Ar-
ten oder  gar  al lgemein Lebensräume schützt, hat das Bundes-
verwal tungsger icht gleichfal ls klargestel l t (a.a .O., Rn. 37, sowie
Urtei l  vom 11. Januar 2001 - 4 C 6/00 -, BVerwGE 112, 321, zi-
tier t nach Jur is, dor t Rn. 15) . Zwar  w i rd in der  Li teratur  (Gel l-
ermann in Landmann/Rohmer, Umwel trecht, § 42 BNatSchG,
Rn. 7)  ver t ret en, dass d ie Nist - und Brut st ät t en, d ie der
For tp flanzung dienen, in räuml icher  Hinsicht nicht nur das ein-
zelne Nest oder  die einzelne Baumhöhle, sondern den gesam-
ten Nist- oder  Brutbereich einer  Ar t umfassen.
Damit wi rd jedoch keine Einschränkung des Verbotstatbestandes,
sondern vielmehr  eine Erwei terung durch Einbeziehung des
räumlichen Umfeldes des eigent l ichen Brutgeschehens ange-
strebt, das gegebenenfal ls ebenfal ls geschützt werden soll , sol l
die Reproduktion gel ingen.
Entgegen der  Auf fassung des Antragsgegners kann es auch
nicht darauf  ankommen, ob Niststätten von ein und demselben
Brutpaar  jedes Jahr  aufs Neue genutzt werden oder  ob die betref-
fenden Vögel  ledigl ich einem bestimmt en Brutrevier  treu blei-
ben. Durch § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG geschützt ist die konkrete
Niststätt e, solange sie ihre Funktion zur Erhal tung besonders
geschützter  Ar ten nicht ver loren hat. Das ist nach den Dar legun-
gen in dem berei ts zi tier ten orni thologischen Fachbei trag zum
Landschaftspfleger ischen Beglei t p lan im Gegensatz zu den re-
gelmäßig nur für eine Brutsaison genutzten Nestern der  Freibrüter
bei  den zu Nistzwecken genutzten Baumhöhlen, -nischen und -

halbhöhlen der  Fal l . Dabei  ist für  d ie Er fül lung des Schutz-
zwecks der  Norm nicht entscheidend, ob die konkrete Niststätte
in einer  nachfolgenden Brutsaison von demselben Brutpaar, ei-
nem anderen Brutpaar  derselben Vogelar t oder  von einer  an-
deren besonders geschützten Vogelar t genutzt wi rd . Ebenso
wenig kann insowei t erhebl ich sein, ob d ie h ier  in Rede stehen-
den Vogelar ten, w ie der  Antragsgegner vor trägt, nur eine kurze
Lebensdauer von ca. 2 Jahren haben.
Schl ießl ich stünde es der  Er fül lung des Tat bestandes des §
42 Abs. 1 Nr. 1  BNatSchG nicht entgegen, w enn, wie der  An-
tragsgegner ebenfal ls gel tend macht, in der  Nachbarschaft  der
der  Unruhe der  Straße und dem Wind ausgesetzt en sowie eine
verglei chsweise ger inge Deckung vor  Raubt ieren b iet enden
Al leebäume gut geeignete Bestände an Bruthabi taten existier ten,
die von den relativ wenigen „ Bewohnern“  der  Al lee bei  Fäl lung
der  Bäume al ternativ genutzt  werden könnten. Derartige Erwä-
gungen sind der  Entscheidung über eine ar tenschutzrechtl iche Be-
freiung vorzubehal ten.“

Man kann zusammenfassen: Das Engagement der Verbände ge-
gen die Alleebaumfäl lungen hat sich nicht nur deshalb gelohnt,
wei l die al ten Al leebäume stehen bleiben. Die Entscheidung ist
auch eine – aus Naturschutzsicht sehr erfreuliche – Klarstellung
stri ttiger Fragen im Artenschutzrecht. Der direkte, also gebiets-
unabhängige Artenschutz wird künftig eine große Rol le spielen.
Dabei  geht es nicht nur um Vögel , sondern auch um andere ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten.  -RA Peter Kremer

          (www.peter-kremer.de)

Wir laden Euch am 15.September zu einer Fahrt nach Berl in und
Potsdam und zu einem gegensei tigen Kennenlernen zwischen
Lausi tzer Basis und den überregional  Tätigen ein, um unsere
Zukunft als Umweltverband zu diskutieren. Gern könnt Ihr die-
se Einladung auch anderen Interessenten weiterlei ten. Unser
Umweltverband steckt in einer schwierigen Situation. Die be-
absichtigte wei tere Kürzung der Mi ttel  durch das Land stell t uns
in absehbarer Zeit vor völ lig neue Herausforderungen. Der Ver-
band wird sich also so oder so verändern müssen, um eine Zu-
kunft zu haben. In dieser Not kann aber auch eine Chance l ie-
gen, neuen Schwung in die Brandenburger Umweltbewegung
zu bringen. Denn in der aktuel len gesellschaftlichen Si tuation
werden Umweltverbände ganz offensichtl ich gebraucht. Einfach
nur mi t der Landesförderung immer wei ter schrumpfen ist da
sicher keine Lösung. Zumal  die GRÜNE LIGA in den letzten Mo-
naten wichtige Impulse für die gesellschaftl iche Diskussion ge-
geben hat, die sicher auch künftig gebraucht werden. Darüber
müssen wir ins Gespräch kommen und die Schwerpunkte un-
serer künftigen Arbei t offen und kri tisch diskutieren. Von weni-
gen Stunden Landesmitgl iederversammlung im November kann
man da meiner Meinung nach nicht den ganzen Diskussions-
prozess samt eines konstruktiven Ergebnisses erwarten. Deshalb
mache ich folgenden Vorschlag: Am Sonnabend, den 15.9. sol l -
ten sich einige Lausi tzer mi t einigen Potsdam ern mal  gemein-
sam Gedanken über die Zukunft machen. Und wegen der unter-
schiedl ichen Vorkenntnisse in zwei Schritten: Exkursion in die
Liga-“Hauptquartiere“  von Berlin (Prenzlauer Al lee 230) und
Brandenburg (Haus der Natur, Potsdam ). Wie arbei tet und funk-
tioniert die GRÜNE LIGA in Berl in, wie in Potsdam? Für Eure
Fragen stehen jewei ls die Landesgeschäftsführer zur Verfügung
und dann gemütl icher Diskussionstei l in brei ter Runde (Al tge-
diente und Anfänger, Lausi tzer und Hauptstädt er) zu Fragen wie:
Wieviele verschiedene Umweltverbände braucht Brandenburg?
Was kann die GRÜNE LIGA besser als andere? Was erwarten die
Gruppen an der Basis von ihrem Landesverband? Welche Aktio-
nen des Landesverbandes waren bisher der Basis besonders
wichtig und umgekehrt? Dafür sol l ten wir uns Zeit nehmen, be-
vor wir uns fragen: Wie sol l ten wir wei termachen? Ich hoffe, es
findet sich eine diskussionsfreudige Truppe zusammen. Meldet
Euch bi tte schnel lstmögl ich (Landesgeschäftsstel le Tel. 0331-
2015520) zurück.   - René Schuster

Ideenworkshop in Potsdam
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Dr. Andreas Steiner,

i st seit dem 21. September 2006 aktives Mi tgl ied der GRÜNEN
LIGA Brandenburg. Seinerzei t führte ihn der Kampf um den
Erhal t der al ten Ahorn-Lindenallee von Rüdni tz nach Danewitz
im Landkreis Barnim zu unserem Verein. „Die GRÜNE LIGA hat
sich spontan und als einziger Naturschutzverband für d ie
besagte Al lee stark gemacht. Dies woll te ich mi t meinem Bei tri tt
würdigen“  so Andreas. Einzige Bedingung f ür den bevor-
stehenden Rechtsstrei t – die notwendigen Gelder mussten durch
Spenden zusammenkommen. Nach anfängl ichem zögern kam
dann auch der BUND zu Hi l fe und dem Klagebündnis stand
nichts mehr im Wege. Der BUND war es auch in den Andreas
mit 14 Jahren eintrat und seine Umweltarbei t begann, damals
noch in der Ortsgruppe Vlotho d ie noch als BNU gegründet
wurde. Die ehrenamtl iche Arbei t bestand aus den typischen
Nat urschut zt ät igkei t en wie z.B. Kleingewässersanierung,
Flederm aus- und Vogelschutz (anbringen von Nistkästen),
Kopfweiden schneiden, Heckenpflanzungen und Biot op-
kartierungen für Landschaftsp lanungen. M i tte der achtziger
Jahre hatte sich der BUND etabl iert:“Mir wurden diese Organi-
sationen zu abgehoben, ich habe mich in diesen bürokratischen
St rukt uren als M i t gl ied nicht  m ehr vert reten gefühl t . Die
ehrenamtl iche Arbeit im BUND-Ortsverein habe ich fortgesetzt,
sowei t es mir zei tlich mögl ich war“  so Andreas zur damal igen
Si tuation.
Von 1988 bis 1995 studierte er erfolgreich an der Universität Trier
die Fachrichtung Angewandte Physischen Geographie/Geo-
wissenschaften mi t dem Schwerpunkt Geobot anik und Boden-
kunde und schaf ft e den Abschluss als D ip lom -Geograph.
Anschl ießend nahm  Andreas eine Anst el lung als wissen-
schaftlicher M itarbei ter im Verbundprojekt „Waldökosystem-
forschung Eberswalde“  des Bundesministeriums für Bi ldung und
Forschung (BM BF) am  Lehrstuhl  für Bodenschutz und Re-
kultivierung an der TU Cottbus an. Im Jahr 1999 wechsel te er in
das BM BF-Verbundprojekt  „Waldum bau“  der Bundesfor-
schungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft Eberswalde. Drei
Jahre später begann Andreas mi t der Erarbei tung seiner Doktor-
arbei t zu dem Thema.“Strukturanalyse und biogeochemische
Prozessaufklärung am  Beisp iel  zweier unterschiedl ich de-
posi t ionsbelast et er Kiefernforst ökosyst em e des nordost -
deutschen Tieflandes“ . Im Jahr 2006 konnte die Arbei t erfolgreich
mi t der Promotion zum Dr. rer. nat. an der BTU Cottbus beendet
werden.
Sei t  2004 ist  Andreas M i t gl ied der SPD  und arbei t et  als
sachkundiger Einwohner im  Ausschuss für Landwirtschaft ,
Umwel tschutz und Abfal lwirtschaft (A5) des Kreistages Barnim
mit. Zudem ist er im Vorstand einer Bürgerinitiative für eine
gesunde Umwelt – Schorfheide e.V. – die gegen die Errichtung
einer Sondermüllanlage in Eberswalde kämpft. Die Arbei t im
sozialen und ökologischen Bereich sind ihm besonders ans Herz
gewachsen. So ist Andreas  Vorsitzender der Arbei tsgemeinschaft
für Arbei tnehmerfragen in der SPD (AFA Barnim). Als Sozial-
demokrat ist er M i tini tiator der momentan laufenden Volks-
ini tiative für ein Sozial ticket (siehe Sei te 3) in Brandenburg und
auch Vertreter für die GRÜNE LIGA in diesem Gremium. Leider
ist man als Ökologe in der SPD mi tt lerwei le auf verlorenem
Posten, kämpft man doch ständig gegen seine Partei freunde in
höheren Posi tionen. So ist es auch nicht verwunderlich, dass
m an Andreas nach seinem  erfo lgreichen Wirk en für den
Al leenschutz partei intern maßregel te. Seine Aussage auf einer
Internetsei te: „  Der Umgang mi t dem Ausbau der K 6005 sowie
mi t der Al lee Rüdni tz-Danewitz-L29 lässt für mich den Schluss
zu, dass die pol i tische Nachwende-Klasse im Kreistag bis auf
wenige Ausnahmen ausgedient hat. Diesbezügl ich muss eine
neue Generation aufrechter und unabhängiger Entscheid-
ungsträger endl ich her, die über den Tel lerrand h inausschaut
und die ökonomische und ökologische Verantwortung für die

Erde mi t Bl ick auf die Zukunft wahrnimmt“  wurde ihm innerhalb
der Partei vorgeworfen, seine Abberufung aus dem Ausschuss
A5 folgte. Wei terhin wurde im Mai  ein Parteiordnungsverfahren
gegen ihn eingelei tet. Ausgerechnet die Unterbezirksvorsitzende
und Vorsitzende des Ausschusses für Umwel t, Naturschutz und
Reaktorsicherheit des deutschen Bundestages, Petra Bierwirth ,
d ie selbst jahrelang als Um weltexpertin in ihrer Partei  gal t,
betätigt sich hier als Vorrei terin der partei internen Inquisi tion.
Schade, der SPD ständen kri tische Ökologen gut zu Gesicht. Zum
Glück gibt es ja noch andere Parteien die engagierte Mi tgl ieder
brauchen. Wir wünschen Andreas für seine weitere Arbeit viel
Erfolg.

       - Norbert  Wi lke

LEUTE IN DER LIGA

Dr. Andreas Steiner als Erstunterzeichner der Volksini für ein Sozial t icket

Wir gratutl ieren unserem  Landessprecher Pet er Ernst  zur
Verleihung des d iesjährigen Landesum wel tpreises. Wei tere
Preisträger des dreigetei lten Umweltpreises sind d ie Grund-
schule Dissenchen und der Förderverein Oberes Rhinluch. Anbei
ein Auszug aus der Laudatio des M LUV: “Peter Ernst (1933
geboren) ist sei t den sechziger Jahren ein unermüdl icher Strei ter
für den Nat ur- und Um weltschutz in seiner Heim atregion
Potsdam . Im  jahrelangen Kam pf um  d ie Ausweisung der
Parforceheide als Landschaftsschutzgebiet, den Erhalt des
Güt erfelder Haussees, d ie zivi le Nut zung des ehem al igen
Truppenübungsplatzes in Güterfelde oder bei  der Verhinderung
des Havelausbaus gehört Pet er Ernst stets zu den aktivsten
Mitstrei tern. Während seines jahrzehntelangen Wirkens war er
in vielen Funktionen und Gremien ehrenamtl ich aktiv: Natur-
schut zhel fer, st el lvert ret ender Nat urschut zbeauf t ragt er,
Forstschutzhel fer, M i tgl ied des Kreisnaturschutzaktivs, M i t-
begründer der Arbei tsgruppe „Sozialistische Landeskul tur und
Naturschutz im VEB M ikroelektronik Stahnsdorf“ . Nach 1990
wurde er Gemeindevertreter, stel lvertretender Vorsi tzender des
Kreisnaturschutzbeirates, Mi tgl ied des Landessprecherrats der
GRÜNEN LIGA, Vertreter im Umweltbeirat des Landes Branden-
burg. Bis heute ist er als Stahnsdorfer Gemeindevertreter im
Ausschuss Bau-Umwelt-Verkehr aktiv. Seine Mi tgliedschaften im
St ahnsdorf er Heim at verein, im  Förderverein „ Güt ergot z
Kultur&Landschaft e.V, Jadgschloss Stern-Parforceheide e.V, der
Pücklergesel lschaft und der Interessengemeinschaft Tel tow-
kanalaue bi lden eine gute Basis für sein öffentliches Wirken. Er
ist sei t 1990 M i therausgeber des Güt erfelder „Gütergotzer
Landboten“. Sein langjähriges, unermüdl iches, strei tbares und
ehrenam tl iches Engagem ent hat zu vielen konkreten Ent-
scheidungen und Erfo lgen für Nat ur und Um welt  seiner
Heimatregion und im Land Brandenburg geführt.”

 - Martina Di ttmann-Poser

Peter Ernst erhält den Landesumwelt-
preis 2007
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Dr. Hans-Joachim Bormeister feierte am 16. Mai  2007 in seinem
Heimatort Zehdenick seinen 80. Geburtstag.
1927 in Templ in geboren, war Dr. Bormeister nach seinem forst-
wissenschaftl ichen Studium und seiner Promotion mehrer Jah-
re als Waldbauleiter im Staatl ichen Forstbetrieb Templ in tätig.
Ab 1957 widmete er sich dem Aufbau der Forstverwaltung der
evangel i schen Kirche in der dam al igen D DR und wurde
schließl ich 1969 deren Leiter. Unter seiner Führung gelang es,
die Kirchenforsten unter eigenständiger Bewirtschaftung zu hal-
ten. Schon damals war er dem Naturschutz verbunden und en-
gagierte sich für eine nachhaltige Forstwirtschaft, die al le Berei-
che der Nachhaltigkei t abdeckt. Als Mi tbegründer der 1954 ge-
gründeten Arbei tsgruppe „Orni thologie/Natur- und Heimat-
freunde“ des Kul turbundes in Zehdenick, zu der auch der be-
kannte Entom ologe Dr. Urbahn zähl te, war er schon damals in
die Naturschutzfacharbei t vor Ort involviert und berichtete
darüber in der örtl ichen Presse.
Zur pol i tischen Wende 1989 erkannte Dr. Bormeister die große
Chance für den Wald und den Naturschutz und betreute intensiv
die Gründung des Biosphärenreservats Schorfheide-Chorin. Sei t
1991 ist er für die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald aktiv und
hat hier in den ersten Jahren den Landesverband Brandenburg mit
aufgebaut. Ebenso war Dr. Bormeister Teilnehmer der Gründungs-
veranstaltung der GRÜNEN LIGA Oberhavel die am 3. Januar 1990
im Jugendclubhaus „Zur Scheune“ in Zehdenick stattfand. Viele
Jahre gehörte er dem 1993 gegründeten Naturschut zbeirat des
Landkreises Oberhavel an.
Doch ziemlich bald ging das Engagement über die Landesgrenzen
hinaus: Dr. Bormeister wurde aktives Mitglied des SDW-Bundes-
vorstandes und lei tete darüber hinaus den SDW-Arbei tskreis “Wald,
Naturschutz und Landschaftspflege“ auf Bundesebene. Besonders
lagen ihm hier der Schutz der Alleen und die Waldvermehrung am
Herzen. Von 1992 bis 2000 war Dr. Bormeister ein tatkräftiges Mit-
glied des geschäftsführenden SDW-Bundesvorstandes, dem er in
seiner Funktion als Arbei tskreisleiter dann auch in der Folgezeit an-
gehörte. Unter seiner Leitung hat der Arbeitskreise viele interes-
sante Exkursionen durchgeführt, bei denen verschiedene Aspekte
des Naturschutzes und der Waldökologie anschaulich erläut ert
wurden.
Für seine Leist ungen w urde er 1999 m i t  dem  Bundesver-
dienstkreuz ausgezeichnet. Heute ist Dr. Bormeister immer noch
Vorsi tzender des Zehdenicker Kul turbundes e.V. der regelmäßig
Vorträge in Zehdenick veranstal tet. Gerne hätte er den Vorsi tz
an einen jüngeren abgegeben aber auch der Kul turbund ist leider
etwas überaltert. Wir wünschen nachträglich noch alles Gute und
hoffen auf viele weitere Jahre vol ler Schaffenskraft und Gesund-
heit.        -  Norbert Wi lke

Dr. Hans-Joachim Bormeister zum 80.
Geburtstag

Ich si tze in  der  Sonne und träume,von besseren Zei ten und wie
es werden wi rd.
Obwohl  durch die jetzt geführten Debatten über den Kl ima-
wandel die öffentl iche Wahrnehmung dieser Problematik enorm
gestiegen ist, muss abgewartet werden, wie lange sich die The-
matik in dieser Intensi tät in den Medien halten kann. Es ist an-
zunehmen, dass sehr bald ein Abstumpfungsprozess stattfinden
wird. Andere spektakuläre Ereignisse werden über die Bildschir-
me flimmern und die Zei tungsseiten fül len. Auch die Konsumen-
ten der Medien, d ie Menschen, werden sich bald abwenden,
zumal  sie wegen ihrer eigenen Lebensweise oft ein schlechtes
Gewissen haben m üssen. Der große Widerspruch zwischen
durchaus vorhandenem Umweltbewusstsein und der so drin-
gend notwendigen Veränderung des Um wel tverhal tens konnte
bis zum heutigen Tage nicht aufgelöst werden. Doch ich bin si-
cher, die Problematik des Kl imawandels wird stets ganz oben
auf der Tagesordnung stehen. Ganz einfach deshalb, wei l  wir
Menschen seine Folgen immer öfter zu spüren bekommen wer-
den.
Wer zu seiner eigenen, persönlichen Erkenntnis über den glo-
balen Kl imawandel  kommen wi l l, der muss sich informieren. Es
gibt eine Vielzahl von Publ ikationen darüber - Bücher, Presse-
berichte, Radio- und Fernsehsendungen. Jeder, der irgendwann
begri ffen hat, welche Gefahren für ihn selbst, seine Kinder und
Enkel sowie nachfolgende Menschengenerationen drohen, sol lte
sich die Frage stel len: Was kann ich persönl ich tun, um das Kl i-
ma zu schüt zen? Die Möglichkei ten scheinen auf den ersten Blick
begrenzt zu sein. Doch wer intensiv nachdenkt, wird erkennen:
Die eigenen Handlungsfelder im Kl imaschutz sind viel fäl tig!
Als erstes sol lte jeder grundsätzl ich seine eigenen Lebensan-
sprüche überprüfen. Was brauche ich, was braucht der Mensch
zum Leben? Natürl ich: genug zu essen, Kleidung, ein Dach über
dem Kopf, Kultur und Bi ldung. Aber es gehört mehr dazu: eine
Fami lie oder eine Lebensgemeinschaft, Freunde im persönlichen
Umfeld, die Mögl ichkei ten einer sinnvol len Freizeitgestaltung.
Und er soll te sich fragen: Lebe ich selbst schon im Überfluss?
Kann ich nicht auch einfacher, natürlicher leben? Verzicht und
M äßigung sind in der gegenwärtigen Situation der globalen Er-
wärmung eine Tugend, die wir al le wieder erlernen müssen. Nach
dem Motto: Es gibt so viele Dinge, deren ich nicht bedarf!
Es ist falsch, angesichts des beginnenden Kl imawandels zu sa-
gen, andere müssen jetzt handeln. Die bekannte These „ Ich al-
lein kann ja doch nichts machen“, gi l t nicht mehr. Al le müssen
etwas zu tun, jeder einzelne Mensch, jede Kommune, jedes Land.
Das eigene Beispiel , der eigene Beitrag zum Kl imaschutz sind
gefordert. Die Wi l ligen müssen Vorbi ld sein für diejenigen, die
jetzt noch beisei te stehen. Wir müssen auch nicht in Hoffnungs-
losigkei t versinken. Nur wer sich selbst aufgibt, hat schon verlo-
ren. Auch Fatalismus ist fehl  am Platze. Viele Menschen in der
geschichtl ichen Vergangenhei t haben gezeigt, dass ein unab-
wendbar erscheinendes Schicksal  sich abwenden lässt - wenn
al le es wol len. Wenn alle berei t sind, mi tzuhelfen. Eine Kette
beginnt stets am ersten Gl ied!     -Dieter Lehmann-Falkenberg

Kleine Klimafibel 2007 – Leseprobe
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TERM INE & ANDERES 1990 gründeten U mwel tbewegte ein Netzwerk, das sei ne
Wurzel n i n den ki rchli chen U mwel t- und Fri edensgruppen,
Stadtökol ogi egruppen sowi e vi el en örtl i chen Natur- und

U mweltschutzi niti ati ven der
DDR hat. Di e GRÜ NE LIGA
bri ngt den Erfahrungsschatz
i hrer Vorgeschi chte i n i hre
Grundsatzposi ti onen ein:

Grenzen der Ressourcen akzepti eren, regional  und trans-
parent entscheiden, Strukturen von unten entwi ckel n, die
Erde al l en geben, Vi el fal t bewahren, Werte neu besti mmen,
Geschi chte begreifen, neu denken, konsequent ti efgreifende
Veränderungen fordern, Di al oge ermögli chen, Öffentl ichkeit
i nformi eren, Konfli kte ohne Gewal t l osen.

Di e GRÜ NE LIGA  vereint Gruppen, Initi ati ven und E inzel -
personen, di e si ch gemei nsam auf vi el fäl ti ge Art und
Wei se für Natur- und Umwel tschutz einsetzen.
Innerhal b
di eses
Netzwerks
wahren
di ese
Gruppen i hre Ei genständi gkeit und Identi tät. Z i el des
Netzwerks i st di e regional e sowi e fachl iche Koordinati on
und U nterstützung von Akteuren und A kti vitäten.
Di e Facharbei t i st i n A rbei tskrei sen vernetzt – strukturel l
haben si ch i n den fünf neuen Bundesl ändern und in Berli n
Landesverbänden zusammengeschl ossen.

Man kann Probl eme ni cht
wegreden: si e müssen gel öst
werden. Deshal b ini tii ert und
unterstützt das Netzwerk
GRÜ NE LIGA sei t seiner

Gründung Projekte und Akti vi täten zum Natur- und Umwel tschutz. Ei ni ge
Bei spiele dafür si nd: Umwelterzi ehung mit Ki ndern und Jugendl ichen,
U mweltberatung, Natur- und Artenschutz, Proj ekte und A kti onen zur
A bfal l- und Verkehrsvermeidung, Landschaftspfl ege, Förderung von
nachhal ti ger Regional entwi ckl ung, Förderung des sanften Touri smus und
zu lokal en A genden. Di e GRÜNE LIGA  sucht i n ihrer A rbeit das Z usammen-
gehen mi t gleichgesinnten Menschen, Initi ati ven und Vereinen.
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02.September, 14:00 Uhr, Lacoma
Wanderung durch die Lacomaer Teichlandschaft

08.September, Fr. ab 18:00 Uhr, „Quasimono“ Cottbus Strom-
wechselparty

09.September, 19:00 Uhr, Gosda bei Forst, Alter Schafstall
Treffen der „Klinger Runde“ gegen neue Tagebaue

16.September, 14:00 Uhr, Lacoma
Wanderung durch die Lacomaer Teichlandschaft

29.September, Sa. 10:00 Uhr  Stadthaus, Altmarkt 21
Energiepolitische Konferenz der LINKEN
Vorträge:
- „Energieversorgung für Brandenburg 2050 - der Beitrag

von Vattenfall“ - R. Hassa, Vattenfall
- - „Erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung statt

alter Kraftwerke“ - S. Peter, ISUSI
- - „Möglichkeiten der Fortführung des Braunkohletagebaus

in Brandenburg“ - U. Obst, LBGR
- - „Probleme der Braunkohlenutzung aus Sicht eines Um-

weltverbandes“ - R. Schuster, GRÜNE LIGA (Mittagspau-
se)

-  14:30 Podiumsdiskussion mit MdL Ralf Christoffers, MdL
Wolfgang Thiel, Vertreter der IGBCE, Thorben Becker
(BUND); Moderation: Jörg Staude

Am 30. Oktober findet im Rahmen der „Grüner Dienstagreihe“
im Haus der Natur in Potsdam  eine Veranstal tung der GRÜNEN
LIGA und des NABU zu „Wöl fen in Brandenburg“  statt. Jana
Schel lenberg vom Kontaktbüro „Wol fsregion Lausi tz“  wird über
die Einwanderung des Wol fes in Brandenburg, unser erstes
Wol fsrudel  in der Zschornoer Heide und dem Wol fsmanagement
sprechen. Weiterhin wird Reinhard Möckel, Wol fsbeauftragter für
den Landkreis Spree-Neiße, erwartet. Beginn ist um 19.00 Uhr
im Umweltbi ldungszentrum im 3. OG          - Norbert Wi lke

Wölfe in Brandenburg

Am Samstag den 3. November findet ab 10.00 Uhr im Haus der
Nat ur in Pot sdam  unsere d iesjährige Landesm it gl ieder-
versammlung statt. In diesem Jahr geht es um das Thema Kern-
kraft, h ierfür konnte Prof. Dr. Sebastian Pflugbei l als Referent
gewonnen werden. Also wird es um die aus Wirtschaftskreisen
avisierte Renaissance der Kernkraftwerke, Störfälle, die Folgen
von Tschernobyl  und den Rückbau des KKW Rheinsberg u.a.

gehen. Näheres erfahrt Ihr im nächsten Libell .  - Norbert Wi lke

Landesmitgliederversammlung der
GRÜNEN LIGA

Braunkohlentermine Termine

Umweltbildungszentrum im Haus der
Natur in Potsdam wird Gilsenbachsaal
Am Montag, dem 10. September, wird im Rahmen des Hoffestes
das bisherige Umweltb i ldungszentrum im Haus der Natur in
Potsdam in Reimar-Gi lsenbach-Saal umbenannt. Gegen 14.00
Uhr wird M atth ias Platzeck die Laudatio für den im November
2001 verstorbenen Ökologen und Schri ftsteller halten. Hannelore
Gi lsenbach wird die Feierstunde kulturel l umrahmen. Im An-
schluss sind al le Interessenten zum Hoffest des Förderverein
Haus der Natur eingeladen.                     - Norbert Wi lke

Havelplenum

Liebe Havelfreunde, nach der
Sommerpause wol len  wir den
Schw ung nut zen in einem
neuen Anlauf P 17 pol i tisch zu
kippen. Wenn nicht  jet zt ,
wann dann? Wir zählen auf
Euch al le. Angedacht ist eine
Kam pagne „ H avelausbau
stoppen“, womi t wir einen ge-
ordneten Rückzug aus dem
unsinnigen Projekt einleiten
wol len: „Projekt 17 quali fiziert
abschließen“ ist unser Motto,
an dem  al le Bet ei l igt en d ie
M ögl ichkei t haben „ ihr Ge-
sicht zu bewahren“. Wie und
wann das ablaufen sol l , wird
Ihnen/Euch Gundula Örtel ,
die sicher einigen noch aus der
Anfangszei t des Havelbünd-
nisses bekannt ist, erklären.
Wir rechnen mi t Eurer/Ihrer
Unterstützung, denn nur ge-
m einsam  können wi r das
schaffen.    -  Winfried Lücking
Veranstal tungsort:
Haus der Natur, Lindenstr.
34,14467 Potsdam/19.00 Uhr

Liga Libel l jetzt auch online!
Ab sofort kann unsere Mi tgl iederzei tung auch als PDF-Datei
bezogen werden. Das spart Ressourcen und Zei t. Interessenten
können sich in der Landesgeschäftsstel le unter 0331-20155200
oder per emai l  an potsdam@gruenel iga.de wenden.

                 -   Norbert Wi lke


